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Die orthodoxe Kirche war für die Staatswerdung auf dem Balkan von herausragender 
Bedeutung, weil sie als ein nationales Symbol gegen die Türkenherrschaft galt. Nach 
dem Ausbruch der Revolution von 1821 wurden die fortbestehenden Beziehungen 
der Bistümer in den befreiten Gebieten Griechenlands zu dem Ökumenischen Patri-
archat von Konstantinopel zu einem Problem, da das Patriarchat seinen Sitz in der 
Hauptstand des Sultans Mahmut II., dem Erzfeind der Griechen, hatte. Die Ab-
hängigkeit Griechenlands vom Patriarchen von Konstantinopel, der unter der Kon-
trolle der Hohen Pforte stand, konnte der griechischen Revolution schaden. Es war 
deshalb für ein Volk, das sich im Krieg mit dem Sultan befand, unmöglich, die Auto-
rität des Patriarchen anzuerkennen (Rall 1961: 183–184). Adamantios Korais 
schreibt:  

„Τï¯ Yω̋ τÞν ὦρα ταýτην eλευθερωθÝντï̋ µÝρï̋ τh̋ ^ΕλλÜδï̋ o κλhρï̋ δÝν ÷ρεωσ-
τε¦ πλÝïν νÜ γνωρßæη eκκλησιαστικüν Aρ÷ηγüν τïý τüν ΠατριÜρ÷ην Κωνσταντινïυ-
πüλεω̋, eνüσω H Κωνσταντινïýπïλι̋ µÝνει µïλυσµÝνη Aπü τÞν καθÝδρα τï¯ Aνüµïυ 
τυρÜννïυ, AλλÜ πρÝπει νÜ κυâερν@ται Aπü σýνïδïν ἱερÝων, eκλεγµÝνην eλευθÝρω̋ 
Aπü  ερε¦̋ κïσµικïý̋, καθþ̋ mπρασσεν H Aρ÷αßα eκκλησßα, καß πρÜσει eκ µÝρïυ̋ 
σÞµερïν Aκüµη τµν oµüθρησκων Ρþσων eκκλησßα. ἘλευθÝρων καß αYτüνïµων Γραι-
κµν κλhρï̋ εzναι AπρεπÝστατïν νÜ ὑπακïýη εi̋ πρασταγÜ̋ ΠατριÜρ÷ïυ eκλεγµÝνïυ 
Aπü τýραννïν, καß AναγκασµÝνïυ νÜ πρïσκυνh τýραννïν“ (Baletas 1964: 308). 

[„Der Klerus des bis zu dieser Stunde befreiten Teils Griechenlands soll nicht mehr den 
Patriarchen von Konstantinopel als seinen kirchlichen Führer anerkennen, solange 
Konstantinopel durch den Sitz des gesetzlosen Tyrannen befleckt bleibt. Er muss viel-
mehr von einer Synode von Priestern regiert werden, die von Priestern und Weltlichen 
frei gewählt wird, wie es die alte Kirche und die Kirche der Russen tat, die denselben 
Glauben zum Teil bis heute haben. Für den Klerus der freien und unabhängigen Grie-
chen ist es sehr unehrenhaft, den Geboten eines Patriarchen zu folgen, der von einem 
Tyrannen gewählt wurde und der einem Tyrannen huldigen muss.“] 

In der Tat hatte die Revolution die politische und kirchliche Situation in den be-
freiten griechischen Gebieten völlig verändert. Der Patriarch war nicht nur der religi-
öse, sondern auch der politische Führer, der Ethnarch (ΕθνÜρ÷η̋) aller Orthodoxen 
und damit auch der Griechen. Nach der Revolution wurde das politische Problem 
gelöst, weil die Griechen eine eigene Regierung bildeten und keinen Ethnarchen mehr 
brauchten. Aber in kirchlicher Hinsicht blieb das Problem bestehen, da Griechenland 
seit 1100 Jahren ein Teil des Patriarchats war. Die Frage war, ob die Kirche in den 
Revolutionsgebieten weiter vom Patriarchat verwaltet werden sollte, nachdem sie 
wegen des Krieges ihre Beziehungen zu ihrer Verwaltung und ihrem geistlichen Zent-
rum abgebrochen hatte. In Folge dieser Konflikte formulierten einige Bischöfe an die 
dritte Nationalversammlung die Bitte, die kirchlichen Angelegenheiten zu regeln. Sie 
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solle von den kanonischen Bischöfen so viele zusammenrufen, wie sie für nötig halte, 
damit diese an der Nationalversammlung teilnehmen und die kirchlichen Belange 
dort geregelt werden könnten (Angelopoulos 1984: 22). Die Nationalversammlung 
ging darauf ein und rief Bischöfe zusammen, die dann einen ersten, nur von ihnen 
erstellten Entwurf für eine Kirchenverfassung vorlegten. Auch sie waren der Mei-
nung, dass die Kirche zur Regelung der eigenen Angelegenheiten Hilfe von außen 
bräuchte, und schlugen deshalb die Zusammenarbeit mit der staatlichen Macht vor:  

„ΝÜ θεσπισθh παρÜ τh̋ Συνελεýσεω̋ τï¯ HΕθνïυ̋, καß νÜ διïρισθh παρÜ τh̋ ∆ιï-
ικÞσεω̋ Σýνïδï̋ \Αρ÷ιερÝων, n τριµν, n πÝντε eκ τµν µ@λλïν εiδηµüνων (...), νÜ 
γνωρßæηται eντü̋ τh̋ ¸λλ@δï̋ παρÜ παντü̋ τï¯ ×ριστιανικï¯ HΕθνïυ̋, πρïσωρινµ̋ 
Πρωτεýïυσα εi̋ τÜ \ΕκκλησιαστικÜ, καß κυâερνµσα τÞν \Εκκλησßαν καß πÜντα τüν 
Κλhρïν AνεîαρτÞτï̋“ (Geromichalos 1967: 344). 

[„Die Nationalversammlung möge verfügen und die Regierung möge eine Synode von 
drei oder fünf geeigneten Bischöfen ernennen (…), die dann für alle kirchlichen Angele-
genheiten in Griechenland als zuständig anerkannt sein und die Kirche unabhängig re-
gieren sollen“] (Wittig 1987: 77). 

In der vorläufigen Verfassung von Epidaurus wurde die orthodoxe Kirche als die 
vorherrschende Religion bezeichnet (1827 spricht man in Troizina dann von der 
„Religion des Staates“). Die Nationalversammlung von Epidaurus (1821) hatte unter 
acht Ministern auch einen für Religionsangelegenheiten berufen. Auf Beschluss des 
Parlaments von 1822 wurde eine Bischofsversammlung angeordnet, die die Fragen 
der Aufgaben und Rechte des Patriarchen von Konstantinopel in Griechenland und 
der griechischen Hierarchie besprechen sollte. Sie kam zu dem Fazit:  

„\ΕπειδÞ πÜντε̋ Hµε¦̋, eîαιρÝτω̋ δÝ ïἱ τï¯ ^Ιερïý ΚλÞρïυ τh̋ \Ανατïλικh̋ \Εκκλη-
σßα̋, ïYκ eγνωρßσαµεν lλλη µητÝρα, εiµÞ τÞν ΜεγÜλην \Εκκλησßαν, ïyτ´ lλλïν Κυρι-
Üρ÷ην, εiµÞ τüν ΠατριÜρ÷ην Κωνσταντινïυπüλεω̋, δι@ τï¯τï ïYκ eφε¦τε Hµ¦ν lπï-
σπασθhναι Aπü αYτÞ̋ καß Aπïσκιρτhσαι, Aλλ’ ïἱ εYρισκüµενïι κατÜ τÞν ^ΕλλÜδα 
\Αρ÷ιερε¦̋ ἑνïýµενïι mν πνεýµατι, κυâερνÞσωµεν, bση Hµ¦ν δýναµι̋, τÜ̋ eµπεπιστευ-
µÝνα̋ Hµ¦ν \Εκκλησßα̋, µηδÝ σ÷ßσµα n διαßρεσιν eµπιï¯ντε̋ εi̋ τÞν πνευµατικÞν 
Hµµν ἑνüτητα καß  \ΕκλησιαστικÞν κïινþνßαν, µηδÝ σαλεýïντε̋ τι τµν νενïµισµÝνων 
τῇ \Εκκλησßα (...)“ (Papadopoulos 1920: 32, siehe auch Tzortzatos 1967: 61). 

[„Wir kennen keine andere Mutter als die Große Kirche, und keinen anderen Oberhir-
ten als den Patriarchen von Konstantinopel; aber wir Bischöfe, die wir uns in Grie-
chenland befinden, vereint im Geiste, regieren nach unseren Kräften die uns anvertrau-
ten Kirchen, ohne dadurch ein Schisma oder einen Bruch in unserer geistigen Einheit 
und kirchlichen Gemeinschaft hervorzurufen.“] 

Als Ioannis Kapodistrias, der erste Präsident Griechenlands, das Präsidium an-
nahm, wurde vom Patriarchen und der Synode von Konstantinopel der Versuch 
unternommen, die Geistlichkeit in Griechenland wieder unter ihre unmittelbare 
Gerichtsbarkeit zu bringen. Briefe wurden an den Präsidenten und die Geistlichkeit 
adressiert, Prälaten wurden geschickt, um die ehemaligen Bande der Abhängigkeit zu 
erneuern. Aber Kapodistrias war nicht bereit, kirchliche Verbindungen zu erlauben. 
Als Diplomat wusste er, dass die Stabilität der kleinen griechischen Republik nicht 
ausreichte, um die Beziehungen mit dem Patriarchat wieder aufzunehmen. Der Patri-
arch, der als Befehlsempfänger des Sultans fungierte, würde als Gefahr für die Sta-
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bilisierung Griechenlands wahrgenommen werden (Schmitt 1854: 116)1. Aber er 
wusste auch, dass eine gewaltsame Trennung vom Patriarchat mehr Probleme für die 
Nation bringen würde, weil das Patriarchat das religiöse und Einheitszentrum des 
Hellenentums war. Aus diesem Grund hat er die Selbstverwaltung und die innere 
Ordnung der griechisch-orthodoxen Kirche und nicht die Autonomie vom Patriar-
chat unterstützt, die formell die oberste geistliche Macht der Kirche blieb. 

Einige Richtlinien der Organisation der griechischen Kirche wurden in der Ver-
fassung von 1832 (der so genannten Hegemonialverfassung) geregelt. Zur Religion 
hieß es dort: Die östliche orthodoxe Kirche ist die vorherrschende Religion im Lande 
(Art. 6). Ihre Angelegenheiten, sofern sie die kirchliche Ordnung und Verwaltung 
betreffen, werden von einem aus fünf Mitgliedern bestehenden Kirchenrat geregelt, 
der sich aus Hierarchien des einheimischen Klerus zusammensetzt. Das Patriarchat 
von Konstantinopel wird in diesem Text überhaupt nicht erwähnt. In Kraft trat diese 
hegemoniale Verfassung jedoch nie; die Frage der Autokephalie blieb unbeantwortet 
und wurde an die neue monarchische Regierung weitergereicht2. 

Der schlechte Zustand der griechischen Kirche, den König Otto von Wittels-
bach und seine Regentschaft in Griechenland vorfanden, hatte die Notwendigkeit für 
eine endgültige politische Lösung des Problems dringend gemacht (Maurer 1835, 
Bd. II: 152–153). Am 4. August 1833 proklamierte ein Dekret3 die Nationale Kirche 
von Griechenland als unabhängig vom Patriarchen und der Synode von Konstantino-
pel und berief eine kirchliche Synode für das Königreich ein4. 

Die griechische Kirche hatte sich zur Staatskirche gewandelt, und der König war 
ihr Oberhaupt. Die Heilige Synode des Königreichs Griechenland war die oberste 
kirchliche Gewalt unter der Suprematie des Königs. Der Präsident und die Mitglieder 
der Synode hatten dem König unmittelbar den Treueid zu schwören und zugleich 
Gehorsam gegenüber den Gesetzen des Königreichs zu geloben. Durch die Verord-
nung vom 4. August 1833 war der König trotz seines katholischen Glaubens als Ver-
waltungsoberhaupt und Schutzherr (Αρ÷ηγü̋ και ΠρïστÜτη̋) der Kirche festgelegt 
und erfüllte so eine Rolle, die ihr Vorbild im christlichen Kaisertum hatte, wie es sich 
in Rom wie auch in Neu-Rom (Konstantinopel) ausgeprägt hatte. Für die Konstruk-

 
 1  Im Mai 1828 hatte der Patriarch Agathaggelos I. auf Befehl des Sultans einen Brief nach 

Griechenland geschickt und empfahl darin das Ende der Revolution und den Revolutionären 
Treue und Gehorsamkeit gegenüber dem Sultan. 

 2  Zur Hegemonialverfassung siehe: Petrakakos 1946, Bd. I: 438 
 3  Rgbl. (Regierungsblatt des Königreiches Griechenland) Nr. 23 vom 1./13. August 1833, S. 

169–174; Zeitung Athena Nr. 134 vom 17./29. Juli 1833, S. 537; Zeitung Triptopolemos Nr. 2 
vom 17./29. Juli 1833, S. 6–7. 

 4  Zur Autokephalie siehe: Petrakakos 1908: 269; Meyendorff 1963: 191; Konidaris 1970; 
Tzortzatos 1977: 18; Konidaris 1995: 207–222. 
Ein wesentlicher Punkt der Deklaration lautete: „Die orthodoxe, morgenländische, apostoli-
sche Kirche des Königreichs Griechenland, indem sie geistig kein anderes Haupt als den Stif-
ter des christlichen Glaubens, unsern Herrn und Heiland Jesum Christum, anerkennt, hin-
sichtlich der Leitung und Verwaltung der Kirche aber den König von Griechenland zu ihrem 
Oberhaupte hat, ist frei und unabhängig (αυτïκÝφαλÝï̋ και ανεîÜρτητï̋) von jeder anderen 
Gewalt. (…) die dogmatische Einheit wird in dem, was von allen orthodoxen Ostkirchen 
durchweg eingehalten wird, unverfälscht bewahrt.“ In: Payer 1997: 173. 
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tion dieser Stellung des Königs gibt es auch ein bayerisches Vorbild: In Bayern war 
der König zugleich Summus Episcopus der evangelischen Kirche in seinem Lande, 
obwohl er selbst Katholik war (Rall 1969: 107). Der Vertreter der königlichen 
Macht in der Synode sollte der königliche Prokurator (Βασιλικü̋ Επßτρïπï̋) sein. 
Er war Laie und kein Mitglied der Synode. Seine Pflichten sollten durch den König 
bestimmt werden, sich jedoch nicht auf Dogma und Gottesdienst erstrecken. In der 
Forschung wird ausführlich die Begründung für die Einführung des königlichen 
Prokurators, besonders der Hinweis auf das Vorbild Peters des Großen, diskutiert. 
Der Prokurator vertrat den König in der ständigen Synode, so wie der russische Zar 
durch seinen Oberprokurator vertreten wurde. In beiden Fällen war der Prokurator 
das „Auge“ des weltlichen Herrschers in der Synode und diente dem absoluten 
Staatskirchentum, denn in beiden Fällen waren die Entscheidungen der Synode ohne 
die Unterschrift des Prokurators ungültig. Im Sinne von Pantazopoulos war die 
Rolle des Prokuratos „präventiv und repressiv“ (Pantazopoulos 1986: 114). 

Die Regierung hatte auch einen sehr rationalistischen Schritt getan, der an das 
Denken der bayerischen Säkularisation erinnerte: Sie setzte die Zahl der Erzbistümer 
und Bistümer, die vor dem Befreiungskampf in Griechenland nicht weniger als 48 
betragen hatte, für die Zukunft auf 10 herab5. Ebenso dezimierte sie die Zahl der fast 
400 Klöster auf 160, die übrigen löste sie auf und beanspruchte deren Vermögen für 
den Staat6. Ludwig I. aber charakterisierte den Schritt als „ungerecht und unpoli-
tisch“ und verlangte seine Annullierung oder zumindest eine Beschränkung auf eine 
kleine Zahl von Klöstern (Gollwitzer 1986: 482). 

So wurde die enge Bindung zwischen Kirche und Staat geschaffen. Die Konstitu-
ierung einer Staatskirche entsprach der Vorstellung führender Theologen und Staats-
männer. Bis zum Fall von Konstantinopel im Jahr 1453 entsprach das Verhältnis von 
Kirche und Staat im byzantinischen Kaiserreich tatsächlich einer „Symphonie“ 
(Συµφωνßα) (Hohmann 1996: 236). Nach den bitteren Enttäuschungen, die die Grie-
chen während der Fremdherrschaft erleben mussten, besannen sie sich auf ihre Tra-
dition und betrachteten sie als Auftrag. Staat und Kirche sahen sie erneut als die bei-
den Teile eines Ganzen. Wittig (1987: 11) schreibt hierzu: „Vom richtigen Stand-
punkt der orthodoxen Kirche aus ist die aufrichtige, treue Zusammenarbeit der Kir-
che mit dem Staat das einzig richtige System der Beziehungen zwischen diesen beiden 
von Gott gestifteten Organisationen“. Trotz unvermeidlicher Spannungen blieb die 
Symphonie bis zu einem gewissen Grad bis ins 21. Jahrhundert staatstragende Idee. 

Die Männer der Regentschaft, besonders Georg Ludwig von Maurer, handelten 
bei der Formulierung der griechischen Deklaration als Bayern, die die fortschrittliche 
Verfassung dieses Königreichs als ein Anliegen der Zeit empfanden. Zweifellos waren 
Maurers Entscheidungen von seinem eigenen Weltbild und dem Staatskirchentum 
Bayerns, in dem die königliche Macht beide Kirchen, die katholische und die protes-
tantische, dominierte, inspiriert. Unter seiner Führung war die Kirchenpolitik bloß 
noch eine Facette eines gesamten politischen Unternehmens, die von den folgenden 
Leitbildern bestimmt war: nationale Unabhängigkeit, königlicher Absolutismus, 
staatliche Zentralisierung und Zügeln der einheimischen regierenden Klassen. Die 

 
 5  Rgbl. Nr. 38 vom 27. November/9. Dezember 1833, S. 285–287. 
 6  Verd. vom 25. September/7. Oktober 1833; Maurer 1835, hier Bd. II: 170–175. 
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Autokephalie wurde als eine Barrikade gegen russischen Einfluss installiert und war 
so ein Schutzmittel der Unabhängigkeit. Der Caesaropapismus war eine Garantie des 
königlichen Absolutismus gegenüber der nationalen Kirche, ein Mittel zur Beibe-
haltung der zentralen Kontrolle über die provinziellen Bistümer, ein institutioneller 
Schutz gegen Aufsässigkeit und Loyalität eines Teils der traditionellen Führungs-
schicht (Bischöfe) (Maurer Bd. II: 183). Auch hier kann selbstverständlich als Hin-
tergrund das Eingreifen abendländischer oder byzantinischer Kaiser als Schutzherren 
der Kirchen angeführt werden. 

Maurer betrachtete die Freiheit der Kirche als einen derart wichtigen – für Grie-
chenlands Zukunft vielleicht sogar wichtigsten – Schritt (ebd.: 154). Er war gegen die 
Abhängigkeit der Kirche Griechenlands vom Ökumenischen Patriarchat, weil er 
fürchtete, dass sich dadurch die tatsächliche Gewalt des Königs verringern würde und 
dass die Kirche, die während der türkischen Herrschaft die politische und ethnische 
Führung des Landes übernommen hatte, ihre politische Gewalt auch nach der Befrei-
ung in Anspruch nehmen würde. Er wollte die politische Freiheit vom Osmanischen 
Reich gleichzeitig mit einer religiösen Freiheit erreichen, Freiheit von einem vom 
Sultan eingesetzten und abzusetzenden Patriarchen. In der Abhängigkeit von Kon-
stantinopel sah Maurer eine Gefahr, die Russland für Griechenland darstelle. Der Zar 
könnte den Patriarchen von Konstantinopel benutzen, um die griechische Kirche und 
folglich den griechischen Staat zu kontrollieren. Der einzige Weg, dieses zu verhin-
dern, wäre eine von Konstantinopel unabhängige Synode. Die gleiche Meinung ver-
trat König Otto in einem Brief an seinen Vater König Ludwig I. von Bayern: 

„Ferners behauptet man mit Recht, eine geistliche Oberherrschaft im Lande könnte 
dem weltlichen Herr sehr gefährlich werden, sobald das kirchliche Oberhaupt sich ei-
ner Partei anschließen würde; denn dann könnte der ganze Klerus und somit das Volk 
gegen ihn gewonnen werden. Man könnte, meine ich, allen diesen Schwierigkeiten ab-
helfen, wenn man eine Synode unter dem Vorsitze eines Metropoliten einführen würde, 
der jedoch nur die Funktion eines Präsidenten unserer Kammern hätte, also nicht ei-
gentlich Machthaber wäre. Die Glieder der Synode dürfte der Regent nach gewissen 
Zeitabschnitten neu wählen. So wäre er frei von den eigentlich geistlichen Angelegen-
heiten, würde höchstens das Schutzrecht ausüben, und hätte die Männer der kirchlichen 
Herrschaft nach Gutdünken zu wählen“ (Rall 1961: 193). 

Die logische Folgerung, die Maurer daraus zog, findet man in seinem Satz: „Kirche 
und Staat sind ein und dasselbe“ (Maurer, Bd. III: 352). Die politische Autonomie 
ist ohne die kirchliche Autonomie ein bloßer Paralogismus. Mit dieser eigenmächti-
gen Trennung von der Mutter Kirche glaubte Maurer, der Kirche von Griechenland 
einen Dienst zu erweisen (Vavuskos 1984: 398, 402, 404, 407). Man darf nicht verges-
sen, dass das Patriarchat von Konstantinopel unter dem Druck der Hohen Pforte 
stand und die befreiten Griechen deshalb alles mit Misstrauen betrachteten, was aus 
Konstantinopel kam. Der Bayer Maurer führte, seinen Kritikern zufolge, die Refor-
men in Griechenland unter Einfluss des protestantisch geprägten deutschen bürgerli-
chen Rechts durch – genauer gesagt war dieses Gesetz eine Entlehnung aus der Kon-
sistorialverfassung des bayerischen Oberkonsistoriums von 1818 (Rall 1969: 96; 
Papadopoulos 1920, Bd. I: 105). Maurer selber lehnte diesen Vergleich ab: „Die 
Vergleichung dieser geistlichen Synode mit dem bayerischen Oberkonsistorium in 
München, wovon seiner Zeit in bayerischen Blättern, so wie im Konversationslexi-
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kon der neuesten Zeit und Literatur öfters die Rede war, kommt mir vor wie die 
Vergleichung einer Nelke mit einer Rose von jenem Nürnberger Maler, der seinen 
Schülern vordemonstrierte, eine Nelke sieht aus wie eine Rose, nur etwas anders“ 
(Maurer, Bd. II: 166). Und er betont, dass sein Vorbild das Modell der russisch-or-
thodoxen Kirche gewesen sei. Natürlich gab es viele dieser Befugnisse auch in ande-
ren Staatskirchenrechten Europas, doch nahm sich die Regentschaft bayerische Rege-
lungen zum Vorbild und dachte natürlich an russisch-orthodoxe Einrichtungen7. Das 
hatte zur Folge, dass das byzantinische Erbe durch ein Staatskirchentum westlicher 
Prägung überlagert wurde (Härtel 1966: 39). 

Mit den königlichen Verordnungen vom 4. August 1833 war Russland unzufrie-
den. Sein Gesandter Katakazy versuchte die Opposition der Klöster und des niede-
ren Klerus gegen einen römisch-katholischen König als Oberhaupt einer orthodoxen 
Kirche anzustacheln. Das politische und konfessionelle Problem wurde bereits im 
Herbst 1833 akut, als Russland in einer Depesche missbilligte, dass die griechische 
Regierung die griechische Kirche vom Patriarchat von Konstantinopel zu trennen 
versuche (Mendelssohn-Bartholdy 1870, Bd. II: 457; Jelavich 1962: 55–64, 64–
67). Der russische Botschafter in München, Fürst Gagarin, beklagte dies als ein 
unter Beteiligung der Regentschaft herbeigeführtes Schisma. Der Zar forderte (seit 
1832) einen Konfessionswechsel für den König von Griechenland, um durch die 
orthodoxe Religion den neuen König zu beeinflussen und die griechische Politik und 
den östlichen Mittelmeerraum zu kontrollieren (Frazee 1969: 125–127, 202; Hering 
1992: 258; Wittig 1987: 35). Auf der anderen Seite war die englische Politik mit den 
neuen Regelungen zufrieden. Außenminister Palmerston ließ am 1. April 1834 die 
griechische Regierung wissen, dass die britische Regierung im Unterschied zur russi-
schen die Trennung der Kirche vom Patriarchat für klug und richtig halte. Er rech-
nete damit, Griechenland von jedem äußeren Einfluss unabhängig zu machen8. Er 
dachte an den großen Einfluss des Zaren in Konstantinopel. Das Ausbleiben einer 
internationalen Regelung bewies, dass das Konfessionsproblem des Wittelsbacher 
Thrones in Athen auch eine offene Frage des europäischen Gleichgewichts war (Rall 
1961: 204). 

Die von der königlichen Monarchie angestrebte Säkularisierung des neu gegrün-
deten griechischen Staates wurde von dem multinationalen bzw. antinationalen Pol 

 
 7  „An das Religionsedikt der bayerischen Verfassung von 1818 erinnerte deutlich: 

a) Die Aufsicht über den Kultus und im Benehmen mit den kirchlichen Behörden die Be-
schränkung und Aufhebung der nicht wesentlichen Feierlichkeiten und zur Abschaffung 
geeigneten Feiertage. 

b) Die Rechte des Monarchen bezüglich der Besetzung der Kirchenämter, dann der Ertei-
lung der Erlaubnis zu Priester- und Diakonweihen. 

c) Die Sorge für die Herstellung und Erhaltung der nötigen Kirchen und Pfarrgebäude. 
d) Die Aufsicht über die Verwaltung und Verwendung des zu Kultuszwecken gewidmeten 

Stiftungsvermögens. Das entsprach dem bayerischen wie dem russischen Staatskirchen-
recht. 

e) Die Einsetzung der Synodalbehörden, die Aufsicht über die Verhandlungen derselben 
und die Erteilung der einschlägigen Entschließungen.“  

In: Rall 1969: 96. 
 8  Μνηµεßα τη̋ ΕλληνικÞ̋ Ιστïρßα̋ τη̋ Ακαδηµßα̋ Αθηνþν:  290–293. 
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des Ökumenischen Patriarchats von Konstantinopel und seinen Mitstreitern inner-
halb des griechischen Staates erbittert bekämpft. Dadurch wurde einem breiteren 
Konflikt zwischen den Befürwortern der angestrebten Änderungen und den konser-
vativen Kräften des Landes Tür und Tor geöffnet, wobei es in diesem Fall nicht nur 
um die Unterordnung der Kirche im Staat ging, sondern vielmehr um den Kampf der 
geistigen Vorherrschaft innerhalb der neugriechischen Gesellschaft und demzufolge 
um die Definition der nationalen Identität der griechischen Nation.  

Dieser Kulturkampf innerhalb der griechischen Gesellschaft des 19. Jahrhunderts 
scheint ein wichtiger Grund für die folgenden kirchlichen Konflikte in Griechenland 
zu sein. Der allgemeine Trend nach der Befreiung bestand darin, dass die Kirche 
allgemein und das Ökumenische Patriarchat im Besonderen allmählich ihre führende 
Position innerhalb der griechischen Gesellschaft verloren. Die Lossagung der Kirche 
im neu gegründeten, freien griechischen Staat von der Obrigkeit des Patriarchats und 
ihre Erklärung zu einer autokephalen Kirche, und zwar ohne die vorherige Beteili-
gung und Zustimmung des Patriarchats, kommt einer Säkularisation (Entziehung 
kirchlicher Hoheits-, Besitz- und Nutzrechte durch den Staat ohne Zustimmung der 
Kirche) gleich. Die Kirche verlor dabei jegliche politische Macht und jeglichen Ein-
fluss auf dem Gebiet des neu gegründeten griechischen Staates. Die konservativen 
Kräfte des Landes konnten und wollten sich nicht mit der neuen Situation abfinden. 
In dem neuen Staat sah die Kirche die Gefahr einer Entgleisung der griechischen 
Gesellschaft aus der Linie der bisherigen Werte und Traditionen, die großenteils von 
der Kirche und ihren Vertretern bestimmt worden war. Die konservativen Kreise 
bekämpften die Abspaltung der griechischen Kirche vom Patriarchat, weil sie die 
Gefahr des Verlustes ihrer bisherigen geistlichen Vormachtstellung innerhalb des 
Volkes sahen, soweit diese Vormachtstellung mit dem Status des Patriarchats von 
Konstantinopel innerhalb des osmanischen Reiches konform war. Die orthodoxe 
Kirche besaß durch ihre privilegierte Stellung innerhalb des osmanischen Reiches 
eine Legitimationsinstanz für ihre orthodoxen Gemeinden. So ging es ihr nur darum, 
im Rahmen der Privilegien, die ihr vom andersgläubigen Staat eingeräumt wurden, 
und in Hinblick auf die Festigung des orthodoxen Glaubens, ihrer seelsorgerischen 
Arbeit nachgehen zu können. Es ist verständlich, dass sie dem Ruf nach Freiheit und 
Rebellion gegen die Osmanen mit Misstrauen begegnete. Diese Reaktion ist der Aus-
gangspunkt der orthodoxen Ideologie, die entsprechend der ostchristlichen Tradition 
auf der Annahme eines gemeinsamen Schicksals aller Bevölkerungsgruppen orthodo-
xen Glaubens beruhte. So blieb die orthodoxe Ideologie der nationalen Denkweise 
fremd. In konservativen Kreisen, die die Autokephalie bekämpften, lag eine religiöse 
antiaufklärische Auffassung der Nation zugrunde, die nach dem Modell der Helleni-
sierung der östlichen Kirche entwickelt wurde. Diese Auffassung überlebte die os-
manische Herrschaft und kam deutlich im Satz des byzantinischen Gelehrten Vry-
ennios zum Ausdruck: „Τï¯τïν Kστß µüνïν τü εzναι Hµ¦ν H Nρθüδïîï̋ πßστι̋ Hµµν, 
αqτη πλïýτï̋ Hµµν, αqτη H δüîα, αqτη ΓÝνï̋“ [Dies allein ist unser Sein, unser 
orthodoxer Glaube; er ist unserer Reichtum, unser Ruhm, unser Genos.] (Runciman 
1970: 114). Es wird hier eine Identifizierung des Genos (Nation) mit dem orthodoxen 
Glauben deutlich. Die Große Kirche ist die Nation, durch die Kirche wird das helle-
nische byzantinische Reich auferstehen. Unter dieser Definition der Nation versteht 
man eine Gemeinschaft von Menschen gleicher Abstammung und Sprache, die einen 
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einheitlichen Glauben haben und nach den gleichen Canones des heiligen Kultus 
leben, die sie von den Vätern ererbt haben. Die nationale Einheit führt man auf die 
Religion, oder vielmehr die Konfession zurück. Aber die Vertreter der griechischen 
Intelligenz sahen in der von der bayerischen Regentschaft angebahnten Entwicklung 
eine Chance, nach langjährigem Befreiungskampf einen modernen Staat nach euro-
päischem Vorbild aufzubauen. Sie sahen die neue soziale Ordnung als Deus ex Ma-
china, die dafür sorgen würde, dass aus einem unterentwickelten Land, dessen 
Strukturen fast noch feudal waren, ein liberaler Staat entstehen würde. Die Vertreter 
dieser Richtung glaubten, dass der griechische Staat neue Vorbilder und neue Institu-
tionen brauche, um wirklich unabhängig zu werden9. 

Die Vertreter der neuen Richtung, vor allem Pharmakides, führten als Hauptar-
gument an, dass die Kirche eines unabhängigen Staates nicht unter der Obrigkeit 
eines Patriarchen stehen könne, welcher wiederum unter fremder Herrschaft stand. 
Die Autokephalisierung der griechischen Kirche war schließlich nichts anderes als die 
Besiegelung der seit dem Ausbruch der Revolte gegen das türkische Joch eingetrete-
nen Situation, wobei man vor allem auf die Exkommunizierung der Revolutionsfüh-
rer durch den Patriarchen Gregorios V. und auf die tiefe psychologische Spaltung 
zwischen dem lokalen griechischen Klerus und dem Patriarchat anspielte. 

Die Rolle der protestantischen Konfession Maurers wird von vielen, vor allem 
orthodoxen Forschern betont, gelegentlich wohl überbetont, um die Verantwortung 
der Autokephalie nur diesen Faktum zuzuschreiben (Tzortzatos 1967: 75–84). 
Maurer fand aber den Wunsch nach einer Autokephalie der griechisch-orthodoxen 
Kirche in der griechischen Gesellschaft seiner Zeit schon vorgegeben. Zu dieser im 
Grunde richtigen Einschätzung der Situation führte Maurer Folgendes näher aus: 

„Faktisch war bereits, seit dem ersten Beginne des Freiheitskampfes, die Griechische 
Kirche frei, nicht bloß von der Hohen Pforte, sondern auch von dem Patriarchen, der ja 
selbst nur eine ‚Creatur’ des Sultans war, und, wenn er seinen Kopf behalten wollte, es 
notwendiger Weise sein musste. Kein von dem Patriarchen und der Synode ernannter 
Bischof wurde mehr angenommen auf dem von der Türkenherrschaft befreiten Gebiete. 
Keine der hervorgebrachten Steuern und Abgaben, auch Zinsen und Beiträge zu den 
Hofschulden nicht ausgenommen, wurde mehr von den griechischen Klostern an die 
Patriarchalische Kirche übersendet. Sogar nicht einmal für den Patriarchen ward mehr 
in der Kirche gebetet, sondern statt der bisherigen Formel, die bei den drei anderen Pa-
triarchatsstühlen und der unabhängigen Kirchen übliche Formel: Herr gedenke jeder 
rechtgläubigen Kirche, eingeführt“ (Maurer, Bd. I: 468–469). 

Die Bezeichnung „griechische Kirche“ für die Kirche von Griechenland hatte der 
Sekretär für kirchliche Angelegenheiten Rizos jedoch schon früher gebraucht (1832). 
Er war es, der zusammen mit dem Außenminister Trikupis bei der Ankunft des 
Königs und der Regentschaft die Autokephalie der Kirchen vorgestellt hatte. Es sei 
jedoch betont, dass der königliche Erlass von 1833, der wohl den Ansichten des Re-

 
 9  „In Korais’ Definition der Nation, die sich eng an die Aufklärung anlehnte, fehlt dagegen 

diese religiöse Grundlage gänzlich. Die Sprache charakterisiert in erster Linie die Nationen 
und scheidet sie voneinander; daneben sind es die Sitten und Gebräuche, denn ‚Ethnos’ 
(¸θνï̋) ist ein Volk mit eigenen Sitten und eigener Lebensweise. Eine Nation wird nicht 
durch die Religion, sondern durch die Sprache erhalten“ (Papaderos 1970: 65). 
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genten entsprach, von einem ausschließlich aus Griechen bestehenden Ausschuss 
vorbereitet worden war, welcher der Regentschaft den bereits erwähnten Bericht 
„über die Situation der Kirche“ vorgelegt hatte. Die griechische politische Führung 
wollte mit der Autokephalie ihre Unabhängigkeit gegenüber dem Patriarchat von 
Konstantinopel und Russland sichern. Der königliche Erlass war nur eine Wieder-
gabe dieses Berichts. Wenn man also auf der Suche nach der Verantwortung ist, dann 
wäre es gerecht, sie auch der Hierarchie der griechischen Kirchen zuzuschreiben. Sie 
war nämlich die direkte Adressantin, welche diese Urkunde ohne Protest akzeptierte. 
Die griechischen Politiker hatten die Kirchenfrage für ein Jahrzehnt nicht gelöst und 
verlangten nun selbst eine Autonomie für ihre Kirche. Am Ende kam die bestehende 
Situation der bayerischen Regentschaft zugute, um ihre eigenen politischen Pläne 
durchzuführen. 
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